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a) Antrag der Abgeordneten Johannes Vogel (Olpe), Michael Theurer, Grigorios Aggelidis, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Fairness für Selbstständige – Statusfeststellungsverfahren reformieren, Altersvorsorge 
ermöglichen, Kranken- und Arbeitslosenversicherung öffnen - BT-Drucksache 19/15232 

b) Antrag der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau), Susanne Ferschl, Doris 
Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Arbeitslosenversicherung für Selbständige reformieren - BT-Drucksache 19/24691 

c) Antrag der Abgeordneten Markus Kurth, Anja Hajduk, Beate Müller-Gemmeke, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Mit Sicherheit in die Selbstständigkeit – Eine bessere Alterssicherung, mehr 
Rechtssicherheit und die freiwillige Arbeitslosenversicherung für Selbstständige 
anpassen - BT-Drucksache 19/17133 
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a) Antrag der Abgeordneten Johannes Vogel (Olpe), Michael 
Theurer, Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der FDP: Fairness für Selbstständige - Status-
feststellungsverfahren reformieren, Altersvorsorge ermögli-
chen, Kranken- und Arbeitslosenversicherung öffnen -  
BT-Drucksache 19/15232 

b) Antrag der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Zwickau), 
Susanne Ferschl, Doris Achelwilm, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion DIE LINKE.: Arbeitslosenversicherung für 
Selbständige reformieren - BT-Drucksache 19/24691 

c) Antrag der Abgeordneten Markus Kurth, Anja Hajduk, 
Beate Müller-Gemmeke, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Mit Sicherheit in die 
Selbstständigkeit - Eine bessere Alterssicherung, mehr 
Rechtssicherheit und die freiwillige Arbeitslosenversiche-
rung für Selbstständige anpassen - BT-Drucksache 
19/17133 

Prof. Dr. Enzo Weber  

Alle drei Anträge sehen vor, die Leistungen der Arbeitslosenversicherung an den tatsächlich 

gezahlten Beiträgen zu orientieren. Nach dem Äquivalenzprinzip einer Versicherung ist das 

zu befürworten und entspricht den Empfehlungen von Oberfichtner (2019), Schoukens/We-

ber (2020) und Fitzenberger/Jahn/Oberfichtner (2020).  

Der Antrag der Fraktion Die Linke sieht vor, die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung am 

tatsächlichen Einkommen zu orientieren. Da die Arbeitslosenversicherung der Einkommens-

stabilisierung dienen soll, ist dies sinnvoll und entspricht der Empfehlung von Schou-

kens/Weber (2020). Diese Autoren legen auch dar, wie das laufende Einkommen auf Basis 
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von Steuererklärung, messbaren Erträgen und Kostenschätzungen praktikabel ermittelt wer-

den könnte. Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht eine Wahlmöglichkeit zwi-

schen vollem und halbem Beitragssatz vor. Im Rahmen einer freiwilligen Versicherung 

könnte dies dazu beitragen, den Kreis der Versicherten zu vergrößern. Die Einkommenssta-

bilisierung würde allerdings geringer ausfallen, und es wäre darauf zu achten, dass die Wahl 

des halben Beitragssatzes nicht zu Bedürftigkeit im Leistungsfalle führt. Damit wäre die Op-

tion nur Selbständigen mit relativ hohem Einkommen vorbehalten. Unten genannte Probleme 

wie adverse Selektion würden über die Wahlmöglichkeit des Beitragssatzes selbst im Falle 

einer Pflichtversicherung teilweise fortbestehen. 

Der Antrag der Fraktion der FDP sieht die Orientierung der Beiträge am tatsächlichen Ein-

kommen für die Krankenversicherung vor. Im Sinne der Empfehlung von Schoukens/Weber 

(2020) ist das zu befürworten. Faktisch wäre der Unterschied zu gegenwärtigen Regelung 

nicht sehr groß, da Selbständige bereits ein Einkommen unter der Höchstgrenze nachweisen 

und so ihren Beitrag reduzieren können. Die Angleichung der Mindestbeitragsbemessungs-

grenze für Selbständige an die Entgeltgrenze der geringfügigen Beschäftigung ist nachvoll-

ziehbar, wenn man diese als gegeben betrachtet. 

Alle drei Anträge gehen in die Richtung, die Zugangsvoraussetzungen zu lockern und die 

Arbeitslosenversicherung prinzipiell für alle Selbständigen zu öffnen. Das ist zu begrüßen, 

da spätestens die Corona-Krise gezeigt hat, dass Absicherungsbedarf nicht auf ehemalige 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigte beschränkt ist. Schoukens/Weber (2020) betonen 

darüber hinaus den im Antrag der FDP erwähnten Punkt, dass eine Absicherung zu mehr 

Zutrauen in Gründungsaktivität führt. 

Die Anträge von FDP und Bündnis 90/Die Grünen halten an einer freiwilligen Arbeitslosen-

versicherung fest, der Antrag der Fraktion Die Linke sieht eine obligatorische Versicherung 

vor. Für eine freiwillige Versicherung spricht die Wahlfreiheit der Betroffenen. Risiken zu tra-

gen, wird oft als wichtiger Bestandteil des Unternehmertums gesehen. Die geringere lau-

fende finanzielle Belastung ohne Versicherungsbeiträge würde mehr Raum für anderweitige 

Mittelverwendung lassen. Wie bei jeder Sozialversicherung kann es dazu kommen, dass bei 

niedrigem Einkommen und Beitrag die Leistung kaum höher liegt als ein Grundsicherungs-

anspruch (Fitzenberger/Jahn/Oberfichtner 2020). Für eine Pflichtversicherung (vgl. Schou-

kens/Weber 2020) spricht, dass auch international die Beteiligung an freiwilligen Arbeitslo-

senversicherungen üblicherweise gering ausfällt. Die Corona-Krise hat die Funktion der Ab-

sicherung bei Beschäftigten bzw. eine Lücke bei Selbständigen deutlich gemacht. Auch in 

Fällen relativ niedriger Versicherungsansprüche müssten Vermögen und Partnereinkommen 

nicht herangezogen werden. Versicherungspflicht ist das versicherungsökonomisch und 

praktisch übliche Mittel, um den bekannten Problemen von adverser Selektion, unvollständi-

ger Information, hoher Gegenwartspräferenz und moral hazard zu begegnen. Zudem könnte 

so eine kontinuierliche Absicherung auch bei Wechseln zwischen Selbständigkeit und Be-

schäftigung garantiert werden. Schließlich führt eine Pflichtversicherung dazu, dass die Kos-

ten sozialer Sicherung breit in den Marktpreisen berücksichtigt werden (wie etwa Bruttolohn-

unterschiede zwischen sozialversicherungspflichtigen und Minijobs deutlich machen). Ein 

kollektiver Ansatz ist für die Versicherten also vorteilhafter, als es ein individuelles Kalkül 

widerspiegelt. 
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Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beinhaltet eine Verlängerung der Antrags-

frist zu Beginn der Selbständigkeit von drei auf sechs Monate. Wird eine freiwillige Versiche-

rung als gegeben betrachtet, ist dies sinnvoll, da auch die Ergebnisse von Jahn/Oberfichtner 

(2020) zeigen, dass die derzeitige Frist oft als zu kurz empfunden wird. 

Die Anträge der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke gehen auf eine Beteiligung 

der Auftraggeber an Sozialbeiträgen ein. Das ist an sich denkbar und würde der Tatsache 

gerecht, dass anderenfalls im Gegensatz zu sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der 

volle Beitrag vom Individuum zu zahlen wäre. Praktisch könnte ein System wie das der „Di-

gitalen Sozialen Sicherung“ (Weber 2020) dazu genutzt werden, Beiträge von Auftraggebern 

bei Plattformarbeit in einem Quellenabzugsverfahren automatisch einzuziehen. Wenn Selb-

ständige zu digitaler Rechnungsstellung übergehen, könnten sie über entsprechende digitale 

Schnittstellen auch jenseits der Plattformwirtschaft an einem solchen System partizipieren. 

Hinzuweisen ist darauf, dass Beitragslast über Änderung der Marktpreise auf andere Markt-

seiten übergewälzt werden kann. 

Zu einer Neuformierung der Arbeitslosenversicherung für Selbständige gehören weitere 

Punkte (wie in Schoukens/Weber 2020 diskutiert), wie die Frage der Verfügbarkeit für den 

Arbeitsmarkt, eine Regelung für wiederholte Inanspruchnahme von Leistungen, die Defini-

tion von Arbeitslosigkeit, die Kombination verschiedener Aktivitäten, der Zugang zu Weiter-

bildungsleistungen (Weber 2020) und der Umgang mit vorübergehenden Einkommensaus-

fällen. Für letztere ist eine Parallele zum Kurzarbeitergeld anzuraten, da beispielsweise in 

der Corona-Krise die meisten Selbständigen sonst gar nicht von einer Arbeitslosenversiche-

rung profitiert hätten, da die Geschäftstätigkeit nicht komplett aufgegeben wurde (Schou-

kens/Weber 2020b). Während so außergewöhnliche Ereignisse aufgefangen werden kön-

nen, müsste die Regelung mit ausreichenden Einschränkungen gestaltet werden, damit die 

Versicherungsleistung nicht zum Ausgleich normaler Auftragsschwankungen herangezogen 

wird. 

Zur Alterssicherung sieht der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor, alle nicht an-

derweitig abgesicherten Selbständigen in die gesetzliche Rentenversicherung zu integrieren, 

der Antrag der Fraktion der FDP sieht maximale Wahlfreiheit und eine Abschaffung der 

Pflichtversicherung einzelner Selbständigengruppen in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung vor. Inwieweit Selbständige im Gegensatz zu sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 

Wahlfreiheit bei der Versicherung erhalten sollen, ist eine politische Frage. Sachliche Gründe 

für oder gegen eine Differenzierung sind nicht ersichtlich. Gleiches gilt für die im Antrag der 

FDP genannte Begrenzung der Absicherungsplicht für Selbständige auf eine Basisabsiche-

rung über Grundsicherungsniveau. Jedenfalls wäre dadurch zumindest das Problem des mo-

ral hazard berücksichtigt. Unter Gleichbehandlungsgesichtspunkten ist die Forderung im An-

trag der FDP, die Riester-Förderung auch für Selbständige zu ermöglichen, nachvollziehbar 

(wenn man die Förderung an sich als gegeben betrachtet). 

Die Anträge der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und FDP sehen bei der sozialen Absi-

cherung Selbständiger eine Gründungsphase vor sowie Möglichkeiten, die Beitragszahlun-

gen im Zeitverlauf zu variieren. Dies ist sinnvoll, da man so dem volatileren Charakter von 

Selbständigeneinkommen gerecht werden kann. Die Alterssicherung ist auf ein langfristiges 
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Ziel ausgerichtet und ist deshalb mit einer solchen Flexibilität vereinbar. Ebenso nachvoll-

ziehbar sind in den Anträgen von Bündnis90/Die Grünen und FDP genannten Übergangs-

zeiten bzw. Altersgrenzen bei der Einführung, die sicherstellen, dass den Betroffenen genug 

Zeit für die Erarbeitung der Alterssicherung bleibt. 

Die Absicht der Anträge der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und FDP, konkretere Krite-

rien für die Statusfeststellung zu definieren, ist zu begrüßen. So können Vorhersehbarkeit 

und Rechtssicherheit verbessert werden, die wichtige Voraussetzungen der Entwicklung 

selbständiger Tätigkeit darstellen. Der Antrag der FDP stellt klare Positivkriterien in den Vor-

dergrund, der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen eine Gesamtbetrachtung. Positivkriterien 

wären im Sinne maximaler Transparenz an sich zu bevorzugen. Es stellt sich aber die Frage, 

inwieweit diese hinreichend allgemeingültig formuliert werden können. Hier empfiehlt es sich, 

Kriterien in Simulationen mit einer Vielzahl hypothetischer Fallkonstellationen zu konfrontie-

ren. 

Fraglich ist, wie gut bestimmte Kriterien zur Erfassung eines Selbständigenstatus geeignet 

sind und inwieweit sie in Summe ein eindeutiges Urteil zulassen. In den Anträgen von Grü-

nen und FDP ist als Kriterium von einer Mindestvergütung die Rede. Grundsätzlich ist der 

Gedanke nachvollziehbar, dass bei selbständiger Tätigkeit in Abwesenheit von Arbeitgeber-

beiträgen die Vergütung für die Existenzsicherung inklusive der sozialen Absicherung aus-

reichen muss. Es ist anzumerken, dass über die vorgeschlagenen Regelungen faktisch ein 

Mindestlohn für Selbständige eingeführt würde, wenn das Kriterium Voraussetzung für eine 

Anerkennung einer selbständigen Tätigkeit wäre. Eine solche Regelung ist unabhängig von 

der Statusfeststellung bereits intensiv diskutiert worden. Neben den Vorteilen ist auf die Her-

ausforderungen etwa bei der Arbeitszeitbemessung hinzuweisen. 

Ein besonderes Know-how an sich, wie in den Anträgen der Fraktionen von Bündnis 90/Die  

Grünen und FDP genannt, unterscheidet Angestellte und Selbständige nicht unbedingt. So 

verfügen sicherlich auch viele Angestellte über besonderes Know-how, wie auch Selbstän-

dige ohne ein solches arbeiten können. Insofern wäre ein solches Kriterium nur in einer Ge-

samtwürdigung der Fallkonstellation praktikabel. Der erklärte Parteiwille, wie im FDP-Antrag 

genannt, mag zwar ein offensichtliches notwendiges Kriterium darstellen, ist aber in keinem 

Falle hinreichend, da Parteiwille auch bei Scheinselbständigkeit regelmäßig vorliegt. Genau 

zu bedenken ist, ob „Merkmale der Tätigkeit, die zu ihrer effektiven Ausführung sachlogisch 

notwendig oder sinnvoll sind, nicht als Kriterium gegen eine Selbstständigkeit herangezogen 

werden“ (Antrag FDP) dürfen. So ließe sich auch argumentieren, dass eine Tätigkeit, die nur 

unter direkter Weisung ausgeführt werden kann, eben gerade ein Beschäftigungsverhältnis 

begründet. Eine starke kommunikative Einbindung scheint dagegen eher mit selbständiger 

Tätigkeit vereinbar sein zu können. Bei einer Tätigkeit auf Dauer bzw. nur für einen Auftrag-

geber (Antrag Bündnis 90/Die Grünen) kommt es darauf an, ob dadurch wirtschaftliche Ab-

hängigkeit entsteht und ob eine solche grundsätzlich als Kriterium für ein Beschäftigungs-

verhältnis herangezogen werden soll. Ein Kriterium, dass keine Tätigkeiten ausgeführt wer-

den, die beim Auftraggeber regelmäßig durch angestellte Beschäftigte verrichtet werden (An-

trag Bündnis 90/Die Grünen) ist grundsätzlich nachvollziehbar, absolut genommen aber zu 

eng; so kann ein Gesamtauftrag einzelne Tätigkeiten notwendig machen, die auch von An-

gestellten verrichtet werden. Noch sensibler wäre ein Kriterium, dass die Tätigkeiten auch 



 

 

Stellungnahme des IAB //  12.04.2021 5 

bei vergleichbaren Auftraggebern nicht von Angestellten verrichtet werden dürfen. Der Ge-

danke, unlauteren Wettbewerb durch Scheinselbständigkeit einzudämmen, ist nachvollzieh-

bar. Allerdings könnte bei einer engen Auslegung die unternehmerische Freiheit, Arbeit un-

terschiedlich zu organisieren, beeinträchtigt werden. Die Beschäftigung eigener Angestellter 

weist regelmäßig auf selbständige Tätigkeit hin – auch wenn sicherlich missbräuchliche Kon-

struktionen zur Tarnung von Scheinselbständigkeit denkbar sind. 

Sowohl der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen als auch der Fraktion der FDP sehen 

eine Loslösung der Statusfeststellung vom konkreten Auftrag vor. Im Sinne einer Vereinfa-

chung ist dies nachvollziehbar. Zu beachten ist aber, dass sich eine gewisse Klärungsnot-

wendigkeit dann darauf verschiebt, wann „gleichartige Aufträge“ (Antrag Bündnis 90/Die Grü-

nen) bzw. „wesentliche Änderung der Umstände“ (Antrag FDP) vorliegen. Hier müssten Un-

sicherheit für die Betroffenen und Risiken der Scheinselbständigkeit möglichst gut vermieden 

werden. Weiterhin ist es grundsätzlich erstrebenswert, wie im Antrag der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen, die Kriterien im Sozial-, Arbeits- und Steuerrecht anzugleichen, damit die 

Statusfeststellung so weit wie möglich nicht aus Sicht einzelner Rechtsbereiche, sondern im 

Hinblick auf die Bedürfnisse der Betroffenen erfolgt. Dann erscheint es allerdings nicht not-

wendig, in bestimmten Fällen (z. B. bei Einkommen oberhalb der Beitragsbemessungs-

grenze) auf die arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Statusfeststellung zu verzichten, 

wenn diese ohnehin identisch mit der steuerrechtlichen wäre. 
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